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Novelle des Baugesetzbuches


Über die Privilegierung des landwirtschaftlichen Bauens im Außenbereich ist ein Streit entstanden.  Foto: landpixel

 Streit zwischen Agrarressort und Unionsfraktion
Die anstehende Novelle des Baugesetzbuchs sorgt für einen handfesten Streit zwischen dem Bundeslandwirtschaftsministerium und der Arbeitsgruppe „Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz“ der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Auch nach mehrmonatigen Verhandlungen gibt es kein Einvernehmen zwischen Ministerium und Fraktion über die Notwendigkeit einer Gesetzesänderung.  
Während das Agrarressort offenbar entschlossen ist, die Privilegierung der Landwirtschaft im Außenbereich einzuschränken, hält die Arbeitsgruppe dies nicht für erforderlich. „Wir denken über eine begrenzte Änderung von § 35 Baugesetzbuch nach“, bestätigte der Parlamentarische Staatssekretär imBundeslandwirtschaftsministerium, Peter  Bleser, vergangene Woche. Bleser begründete diese Position mit den Entwicklungen in einigen viehdichten Regionen, auf die man reagieren müsse. Der CDU-Politiker machte zugleich deutlich, es sei noch keine Entscheidung gefallen, wie dies genau geregelt werden soll. Allerdings werde erwogen, „in viehdichten Regionen, in denen der Tierbesatz eine bestimmte Grenze überschreitet, die Privilegierung einzugrenzen“. Keinesfalls wolle man jedoch die Privilegierung der Landwirtschaft im Außenbereich generell infrage stellen. 

Entwicklungen kritisch Bleser: „Es geht darum, einzelnen kritischen Entwicklungen zu begegnen, nicht jedoch das Planungsrecht flächendeckend zu verschärfen.“ Demgegenüber bekräftigte der agrarpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Franz-Josef  Holzenkamp, auf Nachfrage, dass aus seiner Sicht „kein akuter gesetzlicher Änderungsbedarf“ bestehe. Holzenkamp befindet sich damit im Einklang mit dem Bundesbauministerium das ebenfalls eine Änderung von § 35 für nicht notwendig erachtet.
„Auch mir ist sehr wohl bewusst, dass es in einigen Regionen Deutschlands Entwicklungen gibt, bei denen Stallbauvorhaben an die Grenzen der gesellschaftlichen Akzeptanz stoßen“, erklärte Holzenkamp. Darauf müsse und werde man reagieren, „aber nicht mit pauschalen Verboten“. Holzenkamp: „Wir wollen die Privilegierung von landwirtschaftlichen Anlagen im Außenbereich auf jeden Fall im Baugesetzbuch erhalten.“ 

Lösungen vor Ort findenEs müsse sorgfältig geprüft werden, ob nicht bereits bei geltender Rechtslage ausreichend Steuerungsmöglichkeiten für Tierhaltungsanlagen zur Verfügung stünden. Seiner Auffassung nach, so der CDU-Politiker, gibt es über das Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) und die Vorschriften zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) bereits heute natürliche Grenzen für Bauvorhaben. Vor diesem Hintergrund sieht Holzenkamp keine Notwendigkeit für gesetzliche Verschärfungen. Wichtiger sei vielmehr, „die Lösung vor Ort zu suchen und zu finden“. „Subsidiarität ist manchmal anstrengend und muss gelebt werden“, so der Arbeitsgruppenvorsitzende. 
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